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Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

EL Ergadnzungsleistungen

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
ats

PME petites et moyennes entreprises

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

Uss Union syndicale suisse

AOS Assurance obligatoire des soins

USAM Union suisse des arts et métiers
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 30.11.2015
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Mit der Wahl des 36 Jahre alten Raphaél Comte (fdp, NE) wurde der jlngste
Standeratsprasident seit 140 Jahren gewahlt. Comte war 2010 als Nachfolger des 2009
zum Bundesrat gekilrten Didier Burkhalter von der Neuenburger Bevolkerung in den
Standerat gewahlt worden - damals erst 30 Jahre alt. In den sechs Jahren im Standerat
gelang es dem Neuenburger Freisinnigen, der bereits als 20-jahriger ins
Gemeindeparlament und mit 21 Jahren ins Kantonalparlament gewéhlt worden war und
als jungster Parteiprasident in der Neuenburger Geschichte mit 24 Jahren die
kantonale FDP-Spitze Ubernahm, sich als eigenstandiger Kopf zu profilieren. Er gilt in
der FDP-Fraktion als Linksliberaler und wich etwa bei der Energiestrategie oder der
Altersvorsorge 2020 von der Parteilinie ab, was ihm bei anderen Parteien auch den Ruf
eines Partners einbrachte, mit dem man Kompromisse schmieden kann. Der
ausgebildete Jurist Comte hat die Politik zum Beruf gemacht - im Express wurde er
entsprechend als ,animal politique™ beschrieben. Laut einem Interview in der NZZ sieht
Comte diese Professionalisierung aber durchaus als Vorteil an, weil man im Sténderat
ein Generalist sein muisse und ein beruflicher Hintergrund zwar in bestimmten
Bereichen eine Spezialisierung erlaube, eine breite Optik auf alle Geschéfte aber eher
verhindere. In zahlreichen Medien wurde Comte auch als moglicher zukunftiger
Bundesrat gehandelt und mit einem berihmten Vorgéanger verglichen: Numa Droz, der
vor 140 Jahren jungste Stdnderatspréasident der Geschichte, war spater Bundesrat
geworden und hatte ebenfalls der Neuenburger FDP angehort.

Zum Auftakt der 50. Legislatur wurde Comte schliesslich mit allen 44 gultigen Stimmen
(ein Wahlzettel blieb leer) mit einem Glanzresultat zum Présidenten der kleinen Kammer
gewahlt. In seiner Rede erinnerte er an den 2013 verstorbenen Pankraz Freitag (fdp,
GL), der eigentlich an seiner Stelle sein musste. In der Tat war Comte 2013 als
Nachfolger von Freitag von seiner Partei fur das Amt des zweiten Vizeprasidenten
bestimmt worden. Dies zeige, so Comte, dass der Zufall und dussere Umstédnde wichtig
seien. Weil man nicht immer alles in der eigenen Hand haben koénne, sei Demut
insbesondere in der Politik wichtig. Zudem bedankte er sich bei seinem Vorgéanger
Claude Héche (sp, JU) und rief fur die neue Legislatur zur Zusammenarbeit auf.
Insbesondere in der Chambre de Réflexion misse man I6sungs- und nicht
problemorientiert sein. Die Parteien sollen im Vorzimmer der kleinen Kammer bleiben.
Zudem kundigte der neu gekurte Standeratsprasident eine ,Tour de Suisse™ an: Er wolle
in jedem Kanton die Bevdlkerung an einer kantonstypischen Veranstaltung treffen.

In seiner neuen Rolle als Vorsitzender prasidierte Comte schliesslich die Wahl des
Buros des Stédnderates: Ivo Bischofberger (cvp, Al) wurde vom Rat mit 45 von 46
eingelangten Stimmen bestatigt. Erneut war ein Wahlzettel leer geblieben. 42 von 46
Stimmen entfielen auf Karin Keller-Sutter (fdp, SG), die damit zur zweiten
Vizeprasidentin geklrt wurde. Diesmal blieben 3 Wahlzettel leer und einer ungultig.
Zum Stimmenzahler wurde Jean-René Fournier (cvp, VS) ernannt (38 Stimmen, 1 leerer
und 1 unglltiger Wahlzettel, 4 Stimmen fir Diverse), Ersatzstimmenzéhlerin wurde
Géraldine Savary (sp, VD) (35 Stimmen, 6 leer, 2 unglltig, 2 Diverse). Alex Kuprecht (svp,
SZ) schliesslich wurde zum weiteren Mitglied des Bilros gewéhlt (38 Stimmen, 4 leer, 3
Diverse). Diese sechs Personen werden fortan das Blro des Standerats bilden.
Normalerweise rutschen die gleichen Personen im Folgejahr in der Hierarchie des
Buros jeweils einen Rang nach oben. '
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
JOELLE SCHNEUWLY

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.07.2017
ANJA HEIDELBERGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Mit einer Standesinitiative forderte der Kanton Neuenburg das Parlament auf, die
Zweckmassigkeit eines Spezialgesetzes bezuglich zuckerhaltiger Produkte zu prtfen und
gegebenenfalls eine entsprechende Gesetzesanpassung vorzunehmen. Dadurch sollten
Krankheiten bekampft werden, welche auf erhdhten Zuckerkonsum zurtickgefuhrt
werden kénnen. Konkret forderten die Initianten, jenen Zucker zu besteuern, der bei
der Herstellung zugesetzt wird. Der Steuererlds sollte préaventiven Zwecken
zugutekommen. Dartber hinaus sollte im Gesetz die Beschrankung von Werbung fiur
Nahrungsmittel mit hohem Energiegehalt festgehalten werden und eine Definition
erfolgen, welche Berufsgruppen von der Steuer betroffen waren. Als Griinde fur sein
Anliegen flhrte der Kanton Neuenburg unter anderem die sich zunehmend
ausweitende ,Diabetes- und Fettleibigkeitsepidemie™ sowie die damit verbundenen
Gesundheitskosten an. Zudem wurden sich in Landern, welche bereits eine solche
Steuer eingefluhrt hatten, durchaus positive Effekte zeigen, was den Zuckerkonsum
anbelangt.

Die SGK-SR empfahl mit 9 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen) der Initiative keine Folge
zu geben, da im Zusammenhang mit der Schweizer Erndhrungsstrategie 2017-2024 der
freiwillige Ansatz gewahlt worden war. Deshalb solle auch bei der hier betroffenen
Verbesserung der Lebensmittelzusammensetzung weiterhin das Prinzip der
Freiwilligkeit gelten. Ferner hatte der Bundesrat 2015 zusammen mit multinationalen
Schweizer Konzernen und KMU ein Memorandum of Understanding (Erklarung von
Mailand) unterschrieben, in welchem eine Zuckergehaltsreduktion von Joghurts und
Fruhstlckszerealien innerhalb von vier Jahren festgelegt worden war. Solange das
gemeinsame Vorgehen mit der Wirtschaft zielfihrend sei, bestehe aus Sicht der
Kommission kein weiterer Handlungsbedarf. Die Kommission stellte zudem die Frage,
inwiefern sich die Zuckersteuer Uberhaupt als Gesetz realisieren liesse und ob sie
stattdessen nicht doch Eingang in die Verfassung finden musste.

In der Standeratsdebatte legte SGK-Mitglied Ivo Bischofberger (cvp, Al) die Argumente
der Kommission erneut dar. Zwar setzte sich Didier Berberat (sp, NE) noch einmal flr
die Initiative ein: Damit wolle man nicht nur den Zuckergehalt senken, sondern auch
praventiv wirken. Es sei zudem von ausserster Wichtigkeit, einen klar abgesteckten
Zeitplan zu haben, um den von Zucker verursachten Krankheiten entgegentreten zu
konnen. Der Neuenburger konnte sich jedoch zu wenig Gehor verschaffen, der
Standerat gab der Standesinitiative mit 24 zu 3 Stimmen (bei é Enthaltungen) keine
Folge. ?

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergitungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden kdénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurlckzufihren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmaéssig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestarkt werden, erklarte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
hoher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hohe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfihrung des KVG und bei der letzten Erhdhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabsténde der Franchisenerhéhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhéngig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhéhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdohung der
Franchisen im Jahr 2020 nétig machen wurde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
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Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Grinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehorlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhéngig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdéheren Ausgaben der EL die Kosten fir Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatsachlich zu einer  Senkung der Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fihren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhéhung am starksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wirden diese
auch kaum ihr Verhalten éndern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen mussten. *

1) AB SR, 2015, S. 1096 ff.; Medienmitteilung PD vom 30.11.15; TG, 25.11.15; Exp, NZZ, 28.11.15; AZ, TA, 30.11.15; CdT, Exp, LT,
NZZ, TA, 1.12.15; Exp, 2.12.15; BaZ, Exp, 3.12.15

2) AB SR, 2018, S. 127 ff.; Bericht SGK-SR vom 15.01.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 16.01.18; Memorandum of
Understanding zwischen EDI und Unternehmen, 4.8.15; Schweizer Ernahrungsstrategie 2017-2024

3) Begleitschreiben zur Vernehmlassung vom 28.6.17; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung vom 1.12.17
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